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A Begründung  

A.1 Anlass und Erfordernis  

Der Freistaat Bayern plant den Neubau einer Außenstelle der Landesfinanzschule Bayern 

mit Schülerunterbringung in Dinkelsbühl nach dem Vorbild der Landesfinanzschule Bayern in 

Ansbach. Für die Realisierung wird eine Fläche mit etwa 1 ha Größe erforderlich, die als 

Sonstiges Sondergebiet nach § 11 Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt werden 

soll. 

Der westliche Teil des geplanten Sondergebietes liegt innerhalb des rechtskräftigen Vorha-

benbezogenen Bebauungsplanes ĂSondergebiet Ellwanger StraÇeñ. Der Vorhabenträger ist 

mit der Einbeziehung des Plangebietes in einen neuen Bebauungsplan einverstanden. Im 

Flächennutzungsplan ist der östliche Teil des Geltungsbereiches als Fläche für den Gemein-

bedarf dargestellt. 

A.2 Ziele und Zwecke 

Mit der Planung des ĂSondergebietes Landesfinanzschule Bayernñ wird die bereits im Vorha-

benbezogenen Bebauungsplan vorgesehene Nutzung für Schulungszwecke fortentwickelt. 

Die Erweiterung des Sondergebietes in Richtung Osten soll der Unterbringung der Schüler 

dienen. Ermöglicht werden soll eine gestaffelte Bebauung, die sich im Westen an der Höhe 

des bereits vorhandenen Parkhauses orientiert und in Richtung Altstadt eine geringere Höhe 

aufweist und sich in Bezug auf das Maß der baulichen Nutzung an den anschließenden Sied-

lungsbereichen orientiert. 

Durch geeignete gestalterische und grünordnerische Festsetzungen soll gewährleistet wer-

den, dass sich das Baugebiet in das Orts- und Landschaftsbild einfügt. 

A.3 Verfahren 

Der Stadtrat hat sich am 19.11.2019 mit der Aufstellung eines qualifizierten Bebauungspla-

nes und der 17. Änderung des Flächennutzungsplanes beschäftigt. Der Stadtrat hat dabei 

beschlossen die Bauleitplanung im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 Baugesetzbuch 

durchzuführen. 

A.4 Ausgangssituation 

A.4.1 Lage im Stadtgebiet 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Flurstücke 2056, 2057/1 

und 2057/11 sowie Teilflächen der Grundstücke 2032, 2033, 2035, alle Gmkg. Dinkelsbühl, 

und wird begrenzt:  

- im Norden von einer landwirtschaftlichen Nutzfläche (Flurnummer 2057, Gmkg. Din-

kelsbühl) 

- im Osten von einer landwirtschaftlichen Nutzfläche (Flurnummer 2057/2, Gmkg. Din-

kelsbühl) 

- im Süden durch ein Wohngebiet bzw. die nördliche Grundstücksgrenze der Grund-

stücke 2057/8 und 2057/7 Gemarkung Dinkelsbühl (Einfamilienwohnhäuser) und 
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durch die im vorhabenbezogenen Bebauungsplan Sondergebiet ĂEllwanger StraÇe" 

als Schulungs- und Konferenzzentrum dargestellte Fläche bzw. durch die nördliche 

Grundstücksgrenze von Flurst. Nr. 2055. 

- Im Westen grenzt der Planbereich an die Erschließungsstraße ĂNeue Allee". 

A.4.2 Städtebauliche Bestandsanalyse  

Erschlossen wird das Plangebiet von der Ellwanger StraÇe aus ¿ber die ĂNeue Alleeñ, die 

den gesamten sog. ĂVisioparkñ durchzieht und als OrtsstraÇe gewidmet ist. Die Ellwanger 

Straße mündet in Richtung Westen in einen Kreisverkehr, der die Verbindung zur Kreisstraße 

45 und zur Staatsstraße 2220 bildet. Die überregionale Anbindung ist über die B25 in etwa 2 

km Entfernung und die A7 in ca. 9 km Entfernung gegeben. 

Die geplante Landesfinanzschule Bayern liegt in einem Übergangsbereich zwischen dem 

zweckorientierten ĂVisioparkñ und einem heterogenen Siedlungsbereich vor dem Segringer 

Tor. 

A.4.2.1 Nutzungen 

Die östliche Hälfte des Vorhabengebietes wird bisher noch landwirtschaftlich als Grünland 

genutzt. Der westliche Bereich, im Gebiet des rechtskrªftigen Bebauungsplanes ĂSonderge-

biet Ellwanger StraÇeñ, ist bereits durch eine ºffentliche StraÇe erschlossen. Die ehemalige 

Wiesenfläche ist brachgefallen und wird teilweise als Baustelleneinrichtungsfläche genutzt. 

Eine Hecke trennt die zwei Teilbereiche und bildet auch eine Eingrünung nach Norden. 

 

Abbildung 1: Luftbild des Planungsgebietes (www.geodaten.bayern.de, © Bayerische Vermessungsverwaltung) 
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A.4.2.2 Orts- und Landschaftsbild 

Entlang der Ellwanger Straße bestimmen Gaststätten das Ortsbild, es sind noch landwirt-

schaftliche Gebäude vorhanden, direkt angrenzend an das Planungsgebiet aber auch Wohn-

gebäude. Die Topographie des Plangebiets ist annähernd eben mit geringfügigen Höhenun-

terschieden von maximal 1,5 m innerhalb des gesamten räumlichen Umgriffs (abfallend von 

Südwest nach Nordost).  

A.4.2.3 Kampfmittel und Altlasten 

Im Plangebiet sind keine Altlasten und keine Ablagerungen von Kampfmitteln bekannt. 

A.5 Rechtliche und Planerische Rahmenbedingungen 

A.5.1 Übergeordnete Planungen 

A.5.1.1 Landesentwicklungsprogramm Bayern 2013 (LEP) 

Die große Kreisstadt Dinkelsbühl ist im LEP als Mittelzentrum ausgewiesen und liegt in einem 

Raum mit besonderem Handlungsbedarf (Kreisregion). 

 
Abbildung 2: Ausschnitt Strukturkarte 2 aus dem LEP, Stand 1.März 2018, o. M. 

Folgende Ziele und Grundsätze des LEP Bayern vom 01.09.2013 (geändert am 
01.03.2018) sind für die vorliegende Planung einschlägig: 

1. Grundlagen und Herausforderungen der räumlichen Entwicklung und Ordnung Bayerns 

1.1 Gleichwertigkeit und Nachhaltigkeit 

1.1.1 Gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen  

(Z) In allen Teilräumen sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen zu schaffen oder zu er-

halten. Die Stärken und Potenziale der Teilräume sind weiter zu entwickeln. Alle überörtlich 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen haben zur Verwirklichung dieses Ziels beizutra-

gen. 
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(G) Hierfür sollen insbesondere die Grundlagen für eine bedarfsgerechte Bereitstellung und Siche-

rung von Arbeitsplätzen, Wohnraum sowie Einrichtungen der Daseinsvorsorge und zur Versor-

gung mit Gütern geschaffen oder erhalten werden.  

1.1.2 Nachhaltige Raumentwicklung 

(Z) Die räumliche Entwicklung Bayerns in seiner Gesamtheit und in seinen Teilräumen ist nachhaltig 

zu gestalten.  

(Z) Bei Konflikten zwischen Raumnutzungsansprüchen und ökologischer Belastbarkeit ist den ökolo-

gischen Belangen Vorrang einzuräumen, wenn ansonsten eine wesentliche und langfristige Be-

einträchtigung der natürlichen Lebensgrundlagen droht. 

(G) Bei der räumlichen Entwicklung Bayerns sollen die unterschiedlichen Ansprüche aller Bevölke-

rungsgruppen berücksichtigt werden. 

1.1.3 Ressourcen schonen  

(G) Der Ressourcenverbrauch soll in allen Landesteilen vermindert werden. Unvermeidbare Eingriffe 

sollen ressourcenschonend erfolgen. 

2.1.7 Mittelzentren  

G) Die als Mittelzentrum eingestuften Gemeinden, die Fachplanungsträger und die Regionalen Pla-

nungsverbände sollen darauf hinwirken, dass die Bevölkerung in allen Teilräumen mit Gütern 

und Dienstleistungen des gehobenen Bedarfs in zumutbarer Erreichbarkeit versorgt wird. 

Zu 2.1.7 (B) Mittelzentren stellen mögliche Standorte für zentralörtliche Einrichtungen der gehobe-

nen Versorgung (vgl. 2.1.3) dar. Das sehr dichte Netz der Mittelzentren soll sicherstellen, dass 

für die Bevölkerung in allen Teilräumen Einrichtungen, die in Qualität und Quantität über die 

zentralörtliche Grundversorgung hinausgehen, in zumutbarer Erreichbarkeit zur Verfügung ste-

hené. 

Die Festlegung als Mittelzentrum schließt nicht aus, dass im Einzelfall auch oberzentrale Funktionen, 

beispielsweise im Bildungsbereich, wahrgenommen werden können. Dis gilt insbesondere für 

Mittelzentren, die bereits eine umfassende Ausstattung mit mittelzentralen Einrichtungen und 

ein hohes wirtschaftliches Potenzial aufweisen.   

3. Siedlungsstruktur 

3.1 Flächensparen 

(G) Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter besonde-

rer Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner Folgen ausgerichtet werden. 

(G) Flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksichtigung der orts-

spezifischen Gegebenheiten angewendet werden. 

3.2 Innenentwicklung vor Außenentwicklung  

(Z) In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung möglichst vor-

rangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht zur 

Verfügung stehen. 

3.3 Vermeidung von Zersiedelung  

(G) Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandartige Siedlungs-

struktur sollen vermieden werden. 

(Z) Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten auszuwei-

sen. [é]  
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A.5.1.2 Regionalplan Region Westmittelfranken (8) 

Das Planungsgebiet liegt in der Planungsregion Westmittelfranken und ist im Regionalplan 

als bevorzugt zu entwickelndes Mittelzentrum im ländlichen Teilraum dargestellt. Darüber 

hinaus werden eine Entwicklungsachse von regionaler Bedeutung in Richtung Bechhofen 

und eine überregional bedeutsame Entwicklungsachse in Richtung Feuchtwangen und Wil-

burgstetten abgebildet. 

 

Abbildung 3: Ausschnitt Regionalplan ĂWestmittelfrankenñ Karte 1 Raumstruktur (2000), o. MaÇstab 

Folgende Ziele und Grundsätze des Regionalplans sind für die vorliegende Planung einschlä-

gig: 

1.1 Die Struktur der Region soll in ihrer Leistungsfähigkeit gegenüber den anderen Landesteilen, 

insbesondere den Regionen mit Verdichtungsräumen, unter Berücksichtigung der natürlichen 

Gegebenheiten sowie der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Erfordernisse ihrer 

unterschiedlichen Teilräume gestärkt werden.  

Dabei sollen die in und zwischen den Teilräumen bestehenden Unterschiede im Hinblick auf die 

Schaffung möglichst gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen abgebaut werden. 

1.2 Zur Stärkung der Raumstruktur soll insbesondere in den zentralen Orten aller Stufen und in ge-

eigneten Gemeinden entlang der Entwicklungsachsen ein Zuwachs an Arbeitsplätzen und Wirt-

schaftskraft angestrebt werden. 

zu 1.2 (Begründung) Die Schaffung vielseitiger, qualifizierter und möglichst wohnortnaher Ar-

beitsplätze ist eine wesentliche Voraussetzung für die strukturelle Verbesserung der Region 

Westmittelfranken. Es ist notwendig, dass das Arbeitsplatzangebot insbesondere dem durch die 

Schaffung weiterführender Bildungsmöglichkeiten gestiegenen Ausbildungsniveau entspricht, 

um gerade die jüngere Bevölkerung in der Region zu halten und damit auch die Voraussetzun-

gen für eine weitere positive Bevölkerungsentwicklung zu verbessern. 
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1.3é  

Ferner soll zur Stärkung der wirtschaftsnahen Infrastruktur auf eine Verbesserung der Bildungs- 

und Ausbildungsmöglichkeiten hingewirkt werden. 

zu 1.3 (Begr¿ndung)é 

Von entscheidender Bedeutung für die Stärkung der wirtschaftsnahen Infrastruktur und damit 

für die Sicherung der Arbeitsplätze und die Ausschöpfung des Arbeitsmarktpotenzials der Re-

gion wird die Bereitstellung ausreichender Bildungs- und Ausbildungsmöglichkeiten sein. Hier-

durch werden auch im Hinblick auf die zunehmende Konkurrenz im EU-Binnenmarkt die regio-

nalen Standortbedingungen verbessert. Durch verstärkte Qualifikation der Arbeitnehmer kann 

auch einer weiteren Nachfrage nach Fachkräften Rechnung getragen werden. Insofern gilt es, 

die Fachhochschule Ansbach und andere staatliche Bildungsstätten sowie die betrieblichen und 

überbetrieblichen Aus- und Fortbildungseinrichtungen den Erfordernissen, die durch neue Tech-

nologien und Berufsfelder an die Arbeitnehmer gestellt werden, anzupassen und mit ausrei-

chenden Ausbildungsplätzen auszustatten. 

1.4 Die Beschäftigungsmöglichkeiten und Einkommensverhältnisse sollen in der Region dauerhaft 

verbessert werden.  

Dabei soll zur Verbesserung der Wirtschaftsstruktur auf die Schaffung von mehr wohnortnahen, 

zukunftsträchtigen, qualifizierten und sicheren Arbeitsplätzen im sekundären und tertiären Sek-

tor hingewirkt werden. 

1.6 Die naturräumlichen Voraussetzungen und natürlichen Lebensgrundlagen sollen insbesondere 

im Hinblick auf ihre Bedeutung für Naturschutz, Erholung, Fremdenverkehr, Klima und 

Wasserwirtschaft erhalten und gesichert werden. 

 

2.1.2 Sicherung und Entwicklung der Zentralen Orte 

(G) Dem Erhalt der in Zentralen Orten vorgehaltenen Einrichtungen ist möglichst der Vorzug 

gegenüber Auslastungsbestrebungen einzuräumen. 

(Z) Die weitere über das Maß der organischen Entwicklung hinausgehende Siedlungs-tätigkeit soll 

sich zur Stabilisierung der Bevölkerungszahlen insbesondere in den Zentralen Orten 

konzentrieren.  

2.2 Gebietskategorien 

2.2.2 Sozio-ökonomische Raumstruktur 

2.2.2.3 Ländlicher Teilraum, dessen Entwicklung nachhaltig gestärkt werden soll  

Die Mittelbereiche Bad Windsheim, Neustadt a.d.Aisch, Rothenburg o.d.Tauber, Dinkelsbühl, 

Gunzenhausen und Weißenburg i.Bay. sollen in ihrer Struktur zur Verbesserung der Lebens- 

und Arbeitsbedingungen nachhaltig gestärkt werden. Ihnen soll bei Planungen und Maßnahmen 

zur Stärkung des ländlichen Raumes der Vorrang eingeräumt werden. [é] 

é 

3.1.1 In allen Gemeinden Westmittelfrankens soll sich die Siedlungstätigkeit in der Regel im Rahmen 

einer organischen Entwicklung vollziehen.  

3.1.2 Eine über die organische Entwicklung einer Gemeinde hinausgehende Siedlungstätigkeit soll 

insbesondere zur Stärkung der zentralen Orte und Entwicklungsachsen beitragen.*  

*) von der Verbindlichkeit ausgenommen 
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A.5.1.3 Flächennutzungsplan 

Die Stadt Dinkelsbühl verfügt über einen rechtsgültigen Flächennutzungsplan (FNP). 

Der Geltungsbereich ist als Sondergebiet und als Gemeinbedarfsfläche dargestellt. 

Die nördlich an das Plangebiet angrenzende Fläche wird als Grünfläche dargestellt, 

im Südosten befindet sich eine Mischgebietsfläche. 

 

 

Abbildung 4: Bisheriger Flächennutzungsplan mit Geltungsbereich der 17. Änderung 

A.5.2 Baurecht, rechtskräftiger Bebauungsplan 

Für den westlichen Planbereich liegt ein rechtskräftiger Bebauungsplan ĂSondergebiet Ell-

wanger StraÇeñ vor. Das Sondergebiet ist in f¿nf Zonen eingeteilt und hat die Zweckbestim-

mung ĂSchulungs- und Konferenzzentrumñ. Für den östlichen Teilbereich liegt kein rechts-

verbindlicher Bebauungsplan vor. Die Zulässigkeit von Bauvorhaben bemisst sich hier somit 

gegenwärtig nach § 35 BauGB. 

A.5.3 Naturschutzrecht 

Das Planungsgebiet liegt außerhalb von nach nationalem oder europäischem Recht ge-

schützten Gebieten (Naturschutzgebiet, Landschaftsschutzgebiet, geschützter Landschafts-

bestandteil, Naturdenkmal, Ramsar, FFH- und SPA-Gebiete).  

Das FFH-Gebiet (Fauna-Flora-Habitat-Gebiet) ĂWºrnitztalñ liegt etwa 500 m westlich und 

900 m östlich des Geltungsbereiches. Das Naturschutzgebiet ĂVogelfreistätte Walk- und 

Gaisweiherñ liegt mehr als 800 m s¿dlich des Bebauungsplanes. Eine Betroffenheit der um-

liegenden Schutzgebiete ist mit großer Sicherheit auszuschließen. 
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A.5.4 Artenschutzrechtliche Prüfung 

Die Prüfung des speziellen Artenschutzes ist nach §§ 44 und § 67 BNatSchG Voraussetzung 

für die naturschutzrechtliche Zulassung eines Vorhabens. Sie hat das Ziel, die artenschutz-

rechtlichen Verbotsbestände bezüglich der gemeinschaftlich geschützten Arten (alle europä-

ischen Vogelarten und Arten des Anhang IV der FFH Richtlinie), die durch das Vorhaben 

erfüllt werden können, zu ermitteln und darzustellen. 

Im Rahmen der Bauleitplanung ist zu klären, ob die Umsetzung des Bebauungsplanes nur 

unter Verletzung von artenschutzrechtlichen Vorschriften möglich wäre. In diesem Fall wäre 

der Plan nicht vollzugsfähig und damit nicht erforderlich i.S. des § 1 Abs. 3 BauGB. 

A.5.4.1 Rechtliche Grundlagen  

Im Rahmen der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (im Folgenden kurz saP genannt) 

sind grundsätzlich alle in Bayern vorkommenden Arten der folgenden drei Gruppen zu be-

rücksichtigen:  

¶ die Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie 
¶ die europäischen Vogelarten entsprechend Art. 1 VRL 
¶ die dar¿ber hinaus nur nach nationalem Recht Ăstreng gesch¿tzten Artenñ (Art. 6a 

Abs. 2 Satz 2 BayNatSchG). 

A.5.4.2 Ergebnis der saP 

Die saP wird derzeit bearbeitet und im weiteren Verfahrensverlauf in die Planung eingearbei-

tet. 

A.5.5 Wasserhaushalt 

Das Plangebiet liegt außerhalb von Überschwemmungs- und Wasserschutzgebieten. Die 

Grenze des nächstgelegenen Wasserschutzgebiets ĂDinkelsb¿hl Schachtbrunnen Reicherts-

m¿hleñ liegt etwa 400 m nordwestlich entfernt. 

A.5.6 Immissionsschutz 

Im Plangebiet treten Lärmimmissionen aus dem Straßenverkehr der Ellwanger Straße, der 

Kreisstraße 45 und der Staatsstraße 2220 auf. Außerdem ist mit Lärmimmissionen aus dem 

ĂSondergebiet Ellwanger StraÇeñ mit Kino, Gastronomie und Parkhaus zu rechnen. 

Eine Immissionsschutztechnische Untersuchung wird derzeit durch das Ingenieurbüro für 

Bauphysik Wolfgang Sorge GmbH & Co. KG erarbeitet. Es ist dabei zu klären, welche Fest-

setzungen in die Satzung aufgenommen werden müssen, um eine Wohnnutzung im östlichen 

Geltungsbereich und die Unterrichtsnutzung im westlichen Bereich zu ermöglichen. 

A.5.7 Denkmalschutz 

Der ĂEhebrecher Weiherñ liegt nur etwa 100 m entfernt und gehört bereits zum großflächigen 

Ensemble ĂAltstadt Dinkelsb¿hlñ. Die gesamte Altstadt von Dinkelsbühl ist als Bodendenkmal 

mit der Nummer D-5-6927-0013 registriert.  

In einem Umkreis von etwa 170 m von der Geltungsbereichsgrenze sind keine Baudenkmale 

vorhanden. Die Stadtbefestigung mit dem Stadtgraben sind als Baudenkmale verzeichnet, 

ebenso verschiedene Bauwerke an der Ellwanger Straße.  
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Auf die Meldepflicht an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder an die Untere 

Denkmalschutzbehörde nach Art. 8 Abs. 1 und 2. DSchG wird hingewiesen:  

Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbe-

hörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch 

der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks, sowie der Unternehmer und der Leiter der 

Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übri-

gen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Ar-

beitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbei-

ten befreit. 

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der 

Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegen-

stände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

A.6 Planinhalt 

A.6.1 Städtebauliche und grünordnerische Konzeption 

Folgende Planungsziele stellen die Eckpunkte des Bebauungsplans ĂSondergebiet Landes-

finanzschule Bayernñ dar: 

Á Ermöglichung eines oder mehrerer Gebäude mit den Nutzungen Lehrsaal, Verwaltung, 

Mensa und Schülerunterbringung 

A.6.2 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Flurstücke 2056, 2057/1 

und 2057/11 sowie Teilflächen der Grundstücke 2032, 2033, 2035, alle Gmkg. Dinkelsbühl, 

und wird begrenzt:  

- im Norden von einer landwirtschaftlichen Nutzfläche (Flurnummer 2057, Gmkg. Din-

kelsbühl) 

- im Osten von einer landwirtschaftlichen Nutzfläche (Flurnummer 2057/2, Gmkg. Din-

kelsbühl) 

- im Süden durch ein Wohngebiet bzw. die nördliche Grundstücksgrenze der Grund-

stücke 2057/8 und 2057/7 Gemarkung Dinkelsbühl (Einfamilienwohnhäuser) und 

durch die im vorhabenbezogenen Bebauungsplan Sondergebiet ĂEllwanger StraÇe" 

als Schulungs- und Konferenzzentrum dargestellte Fläche bzw. durch die nördliche 

Grundstücksgrenze von Flst.Nr. 2055. 

- Im Westen grenzt der Planbereich an die ErschlieÇungsstraÇe ĂNeue Allee". 

A.6.3 Art der baulichen Nutzung  

Die Landesfinanzschule Bayern ist eine Ausbildungsstätte für Steuer- und Regierungssekre-

täranwärter und zudem eine Fortbildungseinrichtung für die Beschäftigten der bayerischen 

Finanzverwaltung. Entsprechend des geplanten Charakters, eines als Campus geprägten 

Baugebietes, wird das Plangebiet als ein Sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO fest-

gesetzt. 
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A.6.4 Maß der baulichen Nutzung  

Die überbaubaren Flächen werden mittels Baugrenzen nach § 23 Abs. 1 BauNVO festge-

setzt. Die Abstandsflächen zu den Nachbargrundstücken haben eine Mindesttiefe von 5,0 

bzw. 7,0 m und berücksichtigen daher im Besonderen eine sozial- und gesundheitspolitisch 

erwünschte Bodennutzung. Die ausreichende Belichtung, Besonnung und Lüftung sind hier 

in jedem Fall gewährleistet und damit die schützenswerten Interessen der Nachbarn berück-

sichtigt.  

Die Abstandsflächentiefe wird auf 0,5 H festgesetzt (gemäß Art. 6 Abs. 4 BayBO). Gemäß 

Art.6 Abs. 5 Satz 3 BayBO finden Art. 6 Abs. 5 Satz 1 und Satz 2 BayBO keine Anwendung. 

Die Verkürzung der Abstandsfläche auf 0,5 H entspricht der Regelabstandsfläche eines Kern-

gebietes und soll zu einer optimalen Ausnutzung der Bauräume beitragen. Das Sondergebiet 

ĂLandesfinanzschule Bayernñ wird aufgrund seiner besonderen Nutzungsart der Fallgruppe 

eines Kerngebiets zugeordnet. 

Das Maß der baulichen Nutzung wird an die vorgesehene Zweiteilung der Nutzung ange-

passt. Im westlichen Schulungsbereich wird eine GRZ von 0,6 und im östlichen Wohnbereich 

eine GRZ von 0,4 festgesetzt. Damit wird eine angemessene, bodensparende bauliche 

Dichte ermöglicht, die zwischen der baulichen Dichte der angrenzenden Siedlungsbereiche 

vermittelt. Es wird darauf hingewiesen, dass die zulässige Grundfläche gem. § 19 Abs. 4 

BauNVO etwa durch Garagen und Zufahrten um bis zu 50 vom Hundert überschritten werden 

kann. 

Durch diese Anlagen darf die zulässige Grundfläche um bis zu 50 von Hundert überschritten 

werden, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl von 

- 0,9 in der Baugebietsteilfläche West (GRZ 90 von 100) 

- 0,6 in der Baugebietsteilfläche Ost (GRZ 60 von 100) 

A.6.5 Überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise 

Es wird eine abweichende Bauweise mit zulässigen Gebäudelängen über 50 m festgesetzt. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden mittels Baugrenzen gemäß § 23 Abs. 1 

BauNVO festgesetzt. 

Ein Übertreten der Baugrenzen um bis zu 1,0 m durch untergeordnete Bauteile, wird nach 

§ 23 Abs. 3 BauNVO als zulässig festgesetzt. 

A.6.6 Grünordnung 

Die Festsetzungen zur Grünordnung dienen einer geordneten grünordnerischen Entwicklung 

des Baugebiets sowie der Einfügung in die umgebende Landschaft und berücksichtigt insbe-

sondere die vorhandenen Grünstrukturen. 

A.6.6.1 Pflanzungen  

Es wird festgesetzt, dass die Sicherung, Bepflanzung und Gestaltung der Freiflächen der 

Baugrundstücke, der öffentlichen Grünflächen und der öffentlichen Verkehrsflächen entspre-

chend den grünordnerischen Festsetzungen vorzunehmen ist und in dieser Weise zu erhal-

ten, artenentsprechend zu pflegen sowie bei Abgang der Arten entsprechend nachzupflanzen 

ist.  




















































